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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. April 1956 

8 — 95100 — 1275/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 4. Oktober 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen 
Republik über den Luftverkehr 

nebst Begründung sowie dem deutschen und französischen Text 
des Abkommens mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 157. Sitzung am 20. April 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Federführend sind der Bundesminister für Verkehr und der Bun- 
desminister des Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

ZU dem Abkommen vom 4. Oktober 1955 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 

über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 4. Oktober 1955 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen 
Republik über den Luftverkehr wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 24 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


L Allgemeine Bemerkungen 

Seit dem 5. Mai 1955 ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land wieder uneingeschränkt berechtigt, Luftverkehr zu 
betreiben. Wesentlicher Bestandteil dieses Verkehrs ist 
der internationale Luftverkehr. Er kann nur betrieben 
werden, wenn die ausländischen Staaten, die überflogen 
oder angeflogen werden sollen, dem deutschen Luftver- 
kehr entsprechende Flugrechte einräumen. 

Der internationale gewerbliche Luftverkehr, bei 
dem zwischen nichtplanmäßigem gewerblichem Luftver- 
kehr und Fluglinienverkehr unterschieden wird, ist im 
Abkommen von Chikago über die Internationale Zivilluft- 
fahrt-Organisation vom 7. Dezember 1944 (IC AO- Abkom- 
men), dem die Bundesrepublik in Kürze angehören wird, 
nicht erschöpfend geregelt. Nach Artikel 6 des ICAO- 
Abkommens können gewerbliche Landungen im Flug- 
linienverkehr in Übereinstimmung mit dem völkerrecht- 
lichen Grundsatz, daß jeder Staat die Lufthoheit über sei- 
nem Staat besitzt, „nur mit der besonderen Ermächtigung 
oder mit einer anderweitig erteilten Genehmigung"' des 
Staates, dessen Gebiet berührt wird, durchgeführt wer- 
den. Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten 
werden diese Rechte jeweils in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind vom Deut- 
schen Reich bereits vor Ausbruch des 2. Weltkrieges ab- 
geschlossen worden. Da diese Abkommen überholt sind, 
muß die Bundesrepublik neue Vereinbarungen treffen, 
um sich die für den Fluglinienverkehr notwendigen Flug- 
rechte in und über ausländischen Staaten zu sichern. 
Vorbereitungen hierzu wurden bereits vor der Wieder- 
erlangung der deutschen zivilen Lufthoheit getroffen. 

Nach Vorbesprechungen zwischen Vertretern der deut- 
schen und französischen Luftfahrtbehörden wurde das 
vorliegende Abkommen am 4. Oktober 1955 in Paris ab- 
geschlossen. Zusammen mit dem deutsch-amerikanischen 
Abkommen vom 7. Juli 1955 und dem deutsch-englischen 
Abkommen vom 22. Juli 1955 schafft es die Grundlagen 
für den deutschen Luftverkehr nach Nord-, Mittel- und 
Südamerika, nach Südafrika und dem Fernen Osten. 

Während in den Abkommen mit den USA und Groß- 
britannien nur der Fluglinienverkehr geregelt wird, ent- 
hält das vorliegende Abkommen auch eine Regelung 
des nichtplanmäßigen gewerblichen Luftverkehrs. Damit 
wurde den besonderen Verhältnissen, die sich aus der 
unmittelbaren Nachbarschaft beider Staaten ergeben, zu- 
sätzlich Rechnung getragen. 

Wegen der Aufnahme des nichtplanmäßigen gewerb- 
lichen Luftverkehrs war das Abkommen aus Gründen der 
Systematik in vier Teile zu gliedern. Diese sind; 

Teil I (Artikel 1 bis 12) 

Allgemeine ‘Bestimmungen, 

Teil II (Artikel 13 bis 19) 

Vereinbarter Fluglinienverkehr, 

Teil III (Artikel 20 bis 22) 

Nichtplanmäßiger gewerblicher Luftverkehr, 

Teil IV (Artikel 23 bfs 24) 

Schlußbestimmungen. 

Die beiderseits für den Fluglinienverkehr eingeräum- 
ten Verkehrsrechte sind in einem Fluglinienplan fest- 
gelegt, der durch Notenaustausch bestätigt wurde (s. 
Artikel 13 Absatz 2). Eine Vereinbarung in dieser Form 
ist gewählt worden, um die Fluglinienrechte den Ver- 


kehrsanforderungen leichter anpassen zu können. Die 
deutschen Luftverkehrsunternehmen sind zum Betrieb der 
folgenden Linien berechtigt: 

a) Nachbarlihienverkehr: 

Von der Bundesrepublik Deutschland nach Paris, 

Nizza, Lyon, Marseille, Bordeaux, Casablanca, Oran, 

Algier. 

b) Sonstiger Linienverkehr: 

Von der Bundesrepublik 

1. über Nizza und Bordeaux nach Spanien und/oder 
Portugal; 

2. über Paris, Zwischenlandepunkte in Südwest- 
europa, Dakar, Brasilien, Uruguay, Argentinien 
nach Chile; 

3. über Paris, Zwischenlandepunkte in Südwest- 
europa, Azoren, ein Punkt in den Französischen 
Antillen oder ein Punkt im Karibischen Meer 
nach Venezuela, Columbien, Peru; 

4. über Zwischenlandepunkte in Südeuropa, Oran, 
Brazaville, nach der Südafrikanischen Union; 

5. über Paris, Irland nach New York. 

Die französischen Verkehrsunternehmen sind zum Be- 
trieb der folgenden Linien berechtigt: 

a) Nachbarlinienverkehr: 

Vom französischen Mutterland und Nordafrika nach 

Frankfurt (Main), Düsseldorf, Hamburg, Stuttgart, 

Nürnberg, München, Hannover, Bremen, Köln/Bonn. 

b) Sonstiger Linienverkehr: 

1. Vom französischen Mutterland über München 
oder Frankfurt (Main), Österreich nach Ländern 
in Südosteuropa; 

2. vom französischen Mutterland und Nordafrika 
über Frankfurt (Main), Stuttgart, München, Zwi- 
schenlandepunkte in Südosteuropa, im Nahen 
Osten über Pakistan, Indische Union und von 
dort: 

nach Japan über Siam, Indochina, Philippinen 
oder Hongkong sowie 

nach Australien und Neu Kaledonien über Burma 
oder Ceylon, Indochina, Singapore, Indonesien. 

Soweit ein dritter Staat auf Strecken des deutsch-fran- 
zösischen Nachbarlinienverkehrs und den beiderseitig 
unter b 1) genannten Linien Verkehrsrechte ausübt oder 
anstrebt, werden sich die beiderseitigen Luftfahrtbehör- 
den ins Benehmen setzen, um die praktischen Auswir- 
kungen der Ausnutzung dieser Rechte zu prüfen. 

Während der Verhandlungen ist zwischen den Luft- 
fahrtbehörden Übereinstimmung darüber erzielt worden, 
daß Voraussetzung für die Ausübung des Fluglinienver- 
kehrs eine Vereinbarung zwischen den benannten deut- 
schen und französischen Luftverkehrsunternehmen ist. 
Hierin sollen vor allem die Häufigkeit der Flüge, die 
angebotenen Kapazitäten und sonstige Bedingungen, die 
mit einer engen Zusammenarbeit auf technischem und 
kommerziellem Gebiet Zusammenhängen, geregelt werden. 

Die bereits jetzt der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gunsten der Deutschen Lufthansa AG. eingeräumten Flug- 
rechte nach Frankreich sind vorläufige Rechte, die be- 
fristet sind. Das Inkrafttreten des vorliegenden Abkom- 
mens, in dem diese und weitere Rechte unbefristet ein- 
geräumt werden, ist daher dringlich. Damit werden auch 
die derzeitigen Flugrechte der Luftverkehrsunternehmen 
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Frankreichs, die noch auf Besatzungsrecht beruhen und 
nach Artikel 4 des Zwölften Teils des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung enstandener Fragen 
(überleitungsvertrag) einstweilen weiterbestehen, aufge- 
hoben und in einer Form neu geregelt, die den deutschen 
Verkehrsinteressen besser Rechnung trägt, 

II. Besondere Bemerkungen zu dem Abkommen 

Nach Artikel 2 werden die im Abkommen auf geführten 
Rechte nur zur Durchführung internationalen Luft- 
verkehrs gewährt. Daraus ergibt sich, daß Kabotagerechte 
ausgeschlossen sind. 

Artikel 4 sieht für die Luftfahrzeuge der Vertrags- 
staaten Zollflughafenzwang vor. Da sämtliche im Flug- 
linienplan genannten Punkte Zollflughäfen sind, hat die 
Vorschrift nur Bedeutung für den nichtplanmäßigen ge- 
werblichen Luftverkehr. 

Artikel 5 sieht für die Flughafengebühren gegenseitige 
Inländerbehandlung vor. 

Die in Artikel 6 Nr. 1 bis 4 vereinbarten Regelungen 
entsprechen, abgesehen von der Bestimmung über die 
Abgabenfreiheit für Bordvorräte, die an Bord der Luft- 
fahrzeuge verbraucht werden, dem geltenden Recht. 

Die Einbeziehung „anderer nationaler Abgaben", also 
insbesondere der Umsatzsteuer, in die unter Nummer 3 
vereinbarte Regelung erschien zweckmäßig, um die Ab- 
gabenfreiheit der von deutschen Luftfahrtunternehmen in 
französischem Gebiet bezogenen Treibstoffe und Schmier- 
öle sicherzustellen. 

Für Nahrungs- und Genußmittel wurde bisher nach 
deutschem Recht Abgabenfreiheit nur zugestanden, soweit 
sie bis zur Landung im Einflughafen oder nach dem Ab- 
flug aus dem Ausflughafen abgegeben wurden. Mit Rück- 
sicht auf die Erfordernisse des Luftverkehrs erschien es 
jedoch zweckmäßig, auch die in dem Abkommen, vor- 
gesehene weitergehende Abgabenbefreiung zu gewähren 
Diese Regelung entspricht im Ergebnis den entsprechen- 
den Bestimmungen des deutsch-amerikanischen Luftver- 
kehrsabkommens vom 7. Juli 1955. Zur Verhütung von 
Mißbräuchen ist im einzelnen folgendes vorgesehen; 

a) Die Vergünstigungen für Nahrungs- und Genuß- 
mittel werden nur gewährt, wenn die Luftfahrzeuge 
in den berührten Flughäfen unter der Überwachung 
der Zollbehörden bleiben (Artikel 6 Nr. 4). 

b) Die Vergünstigungen dürfen nur im internationalen 
Luftverkehr gewährt werden (Artikel 6 Satz 1 und 
Nr, 5). 

c) Die Bordvorräte sind Gegenstände im Sinne von 
Anhang 9 des ICAO-Abkommens, d. h. sie müssen 
zum laufenden Verzehr bestimmt sein und in den 
Luftfahrzeugen während des Flugs verbraucht wer- 
den (Artikel 1 c). 

Artikel 8 — 10 befassen sich mit regelmäßigem Mei- 
nungsaustausch der Luftfahrtbehörden, Konsultation zwi- 
schen den Vertragsstaaten und Schiedsgerichtsverfahren 
Diese Regelung ist in Luftverkehrsabkommen üblich und 
zweckmäßig. 

Artikel 13 Absatz 1 legt die Rechte fest, welche die 
Vertragsstaaten sich gegenseitig im Fluglinienverkehr 
einräumen. Gewährt werden das Recht des Überflugs 
(1. Freiheit), das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit) und das Recht, Fluggäste, Post und 
Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen (4. Frei- 
heit), wobei die Beförderung auch von und nach einem 
dritten Staat vorgenommen werden kann (5. Freiheit). 
Die Einräumung aller 5 Freiheiten entspricht der anzu- 
strebenden Liberalisierung der Weltluftfahrt. Sie gewähr- 
leistet allein die volle Ausnutzung der bereitgestellten 
Kapazitäten. 


Absatz 2 und 3 behandeln den Notenwechsel über den 
Fluglinienplan. 

Artikel 16 gewährleistet, daß die von den beiderseits 
benannten Unternehmen bereitgestellte Kapazität (ange- 
botene Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) in ein 
angemessenes Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht 
werden kann. Hierbei wird unterschieden zwischen dem 
Nachbarlinienverkehr (Abs, 3) und dem Fernlinienver- 
kehr (Abs. 4), 

Im Nachbarlinienverkehr soll das Beförderungsangebot, 
welches dem voraussehbaren Bedarf anzupassen ist, 
möglichst gleichmäßig zwischen den deutschen und fran- 
zösischen Unternehmen auf jeder Linie aufgeteilt wer- 
den. Jede Luftfahrtbehörde hat das Recht, die ihr zu- 
gestandene Beförderungskapazität ganz oder teilweise 
dem anderen Vertragsstaat zu übertragen. Die beider- 
seitigen Luftfahrtunternehmen sollen ferner über die 
technischen und wirtschaftlichen Bedingungen des Flug- 
linienverkehrs Vereinbarungen treffen, die der Zustim- 
mung der Luftfahrtbehörden bedürfen. 

Im Fernlinienverkehr soll der Flugbetrieb nach den 
Grundsätzen des zwischen Großbritannien und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika am 11. Februar 1946 ab- 
geschlossenen Bermuda-Abkommens ausgeübt werden. 
Soweit gleiche Fluglinien beflogen werden, soll die Aus- 
übung dieser Verkehrsrechte zwischen den beiderseitigen 
Unternehmen vereinbart werden. 

Artikel 17 verpflichtet die Luftfahrtbehörden zum Aus- 
tausch statistischer Unterlagen zwecks Nachprüfung des 
auf den festgelegten Fluglinien ausgeübten Verkehrs. 
Die Vorschrift ergänzt insofern den Artikel 16. 

Artikel 18 enthält die Grundsätze für die Festsetzung 
der auf den festgelegten Linien anzuwendenden Tarife. 
Diese sollen zwecks Vermeidung eines unerwünschten 
Konkurrenzkampfes nach Möglichkeit zwischen den be- 
teiligten Unternehmen auf Grund des Tariffestsetzungs- 
verfahrens der International Air Transport Assosiation 
(lATA) oder durch unmittelbare Vereinbarung festgesetzt 
werden. Die so zustande gekommenen Tarife müssen den 
Luftfahrtbehörden zur Genehmigung vorgelegt werden 
Einigen sich die Unternehmen nicht, so können die Luft- 
fahrtbehörden versuchen, eine befriedigende Regelung 
zu treffen. Gelingt dies ebenfalls nicht, so ist die An- 
gelegenheit einem nach Artikel 10 zu bildenden Schieds- 
gericht zu unterbreiten. 

Nach Artikel 19 haben die Unternehmen den beider- 
seitigen Luftfahrtbehörden vor jeder Betriebsperiode die 
wichtigsten Betriebsunterlagen mitzuteilen. Die Vorschrift 
soll den Luftfahrtbehörden die Überprüfung des Betriebes 
der Unternehmen des anderen Vertragsstaates erleichtern 

Artikel 20 — 22 regeln den nichtplanmäßigen gewerb- 
lichen Luftverkehr. Die in Artikel 20 genannten Flüge 
sind bereits nach Artikel 5 des ICAO-Abkommens 
liberalisiert. Die Vorschrift hat daher nur deklaratorische 
Bedeutung. Für gewerbliche Landungen des nichtplan- 
mäßigen Luftverkehrs ist in den Artikeln 21 und 22 
folgendes Verfahren vorgesehen: 

a) Jeder Vertragsstaat benennt zunächst die Unter- 
nehmen, die berechtigt sein sollen, nichtplanmäßi- 
gen gewerblichen Luftverkehr auszuüben (Artikel 20 
Absatz 1). Die Benennung ist auf begründeten 
Antrag zurückzuziehen. 

b) Die von einem Vertragsstaat benannten Unterneh- 
men bedürfen für jeden Flug einer Genehmigung, 
deren Antrag spätestens 48 Stunden vor Durchfüh- 
rung des Fluges beim anderen Vertragsstaat ein- 
gegangen sein muß. Anträge, die nicht vor Ablauf 
der vorgenannten Frist abgelehnt worden sind, 
gelten als Genehmigung (Artikel 21). 
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c) Für die in Artikel 22 genannten Flüge besteht inso- 
fern eine Erleichterung, als ihre Anmeldung als 
Genehmigung gilt. Die Regelung entspricht einer 
Empfehlung der Konferenz zur Koordinierung des 
Luftverkehrs in Europa (Straßburg April — Mai 1954). 

Bei allen Flügen des nichtplanmäßigen Luftverkehrs 
kann die Genehmigung versagt oder widerrufen werden, 
wenn der Verkehr den Interessen eines Vertragsstaates, 
insbesondere den Interessen des Fluglinienverkehrs, ab- 
träglich ist (Artikel 21 Absatz 3, Artikel 22 Absatz 2 
und 3). 

IIL Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Artikel 5 des 
Zwölften Teils des Überleitungsvertrages einstweilen nicht 


für Berlin. Eine Erstreckung des Abkommens und des 
Gesetzes auf Berlin muß der zukünftigen politischen Ent- 
wicklung Vorbehalten bleiben. 


IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Absatz 2 GG 
der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. 

Wegen der in Artikels vorgesehenen Vergünstigungen, 
die auch die Biersteuer berühren, bedarf das Gesetz nach 
Artikeln 105 Absatz 3, 106 Absatz 2 GG der Zustimmung 
des Bundesrates. 
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Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 
über den Luftverkehr 

Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Französische Republik 

haben in dem Wunsche, ein Abkommen zwischen ihren 
Ländern über den Luftverkehr zu schließen, folgendes 
vereinbart: 

Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten 

a) „Luftfahrtbehörde", soweit die Bundesrepublik 
Deutschland in Betracht kommt, der Bundesminister 
für Verkehr, 

soweit die Französische Republik in Betracht kommt, 
le Secretaire General ä l'Aviation Civile et Com- 
merciale, 

oder in beiden Fällen, jede andere Person oder 
Stelle, die zur Ausübung der diesen obliegenden 
Aufgaben ermächtigt sein wird. 

b) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragsstaat dem anderen Ver- 
tragsstaat nach Teil II oder III dieses Abkommens 
schriftlich als das Unternehmen benannt hat, das 
zum Betrieb des internationalen Luftverkehrs berech- 
tigt sein soll. 

c) „Ausrüstungsgegenstände", „Bordvorräte" und „Er- 
satzteile" dasselbe wie in dem Anhang 9 zu dem 
Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt- 
Organisation (ICAO). 

Artikel 2 

1. Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Vertrags- 
staat die in diesem Abkommen aufgeführten Rechte zur 
Durchführung des internationalen Luftverkehrs durch die 
von dem anderen Vertragsstaat benannten Unternehmen. 

2. Auf staatliche Luftfahrzeuge, die als Militär-, Zoll- 
und Polizeiluftfahrzeuge verwendet werden, findet dieses 
Abkommen keine Anwendung. 

Artikel 3 

1. Die Gesetze und Verordnungen eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Einflug von Luftfahr- 
zeugen im internationalen Luftverkehr in sein Gebiet 
oder deren Ausflug aus seinem Gebiet sowie den Betrieb 
und Verkehr solcher Luftfahrzeuge innerhalb seines 
Gebietes betreffen, finden auf Luftfahrzeuge des anderen 
Vertragsstaates Anwendung. 

2. Bei einem schweren Verstoß gegen die einschlägigen 
Gesetze und Vorschriften können diesen Luftfahrzeugen 
sofort besondere Bedingungen auferlegt werden, um die 
Wiederholung eines derartigen Verstoßes zu verhindern. 
Wenn ein schwerer Verstoß gegen Gesetze und Vor- 
schriften über die Sicherheit des Luftverkehrs vorliegt, 
kann sofort eine Untersagung des Fluges ausgesprochen 
werden. 


Accord 

entre la Republique Fran^aise et la 
Republique Federale d'Allemagne 
relatif aux transports aeriens 

La Republique Franchise 
et 

la Republique Federale d'Allemagne 

desireuses de conclure un accord entre leurs pays relatii 
aux transports aeriens sont convenues des dispositions 
suivantes: 

Titre I 

Dispositions generales 

Article pr emier 

Pour l’application du present Accord, 

a) l'expression «Autorites Aeronautiques» signifie: 
en ce qui concerne la Republique Federale d'Alle- 
magne, le Ministre Federal des Transports, 

et en ce qui concerne la Republique Fran(;:aise, le 
Secretaire General ä l’Aviation Civile et Commer- 
ciale. 

ou, dans les deux cas, toute personne ou tout 
organisme qui serait habilite ä assumer les fonctions 
exercees par eux; 

b) l'expression «entreprise designee» signifie une 
entreprise de transport aerien que l’une des Parties 
Contractantes aura, conformement aux Titres II ou 
III du present Accord, designee par ecrit ä l'autre 
Partie Contractante comme etant l'entreprise auto- 
risee ä exploiter les Services aeriens internationaux 

c) La singnification des mots «equipement de bord», 
«provisions de bord» et «rechanges» est la meme que 
celle qui figure ä l'annexe 9 de la Convention sur 
l'Aviation Civile Internationale (O.A.C.I.). 

Article 2 

1. Chacune des Parties Contractantes accordera a 
l'autre Partie Contractante les droits enumeres dans le 
present Accord en ce qui concerne l'execution de trans- 
ports aeriens internationaux par les entreprises designees 
par l'autre Partie Contractante. 

2. Le present Accord ne s'applique pas aux aeronefs 
d'Etat utilises comme aeronefs militaires, douaniers ou de 
police. 

Article 3 

1. Les lois et reglements de chacune des deux Parties 
Contractantes relatifs ä l'entree ou ä la sortie de son 
territoire, d'aeronefs employes ä la navigation aerienne 
internationale, ainsi qu'ä l'exploitation et ä la navigation 
dans les limites de son territoire, s’appliqueront aux 
aeronefs de l'autre Partie Contractante. 

2. En cas d'infractions graves aux lois et reglements en 
question, des conditions particulieres pourront etre 
immediatement imposees a ces aeronefs en vue d'eviter 
le retour de telles infractions, lorsqu’il s'agira d'infrac- 
tions graves aux lois et reglements interessant la securite 
aerienne, une interdiction de vol pourra etre immediate- 
ment prononcee. 
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3. Die Gesetze und Verordnungen eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, welche die Einreise in sein Gebiet, 
den Aufenthalt in oder die Ausreise aus seinem Gebiet 
von Fluggästen, Besatzungen, Post oder Fracht betreffen 
(z. B. Vorschriften über Einreise, Ausreise, Einwanderung, 
Pässe, Zölle, Quarantäne), finden auf die Fluggäste, Besat- 
zungen, Post oder Fracht der Luftfahrzeuge des anderen 
Verlragsstaates Anwendung. 

Artikel 4 

1. Der Ein- oder Ausflug von Luftfahrzeugen des einen 
Vertragsstaates nach oder auf dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates darf nur nach oder von einem Zollflug- 
hafen vorgenommen werden. In einzelnen Fällen können 
die Luftfahrtbehörden Einflüge nach und Ausflüge von 
anderen Flughäfen gestatten, wenn die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden konnten, um die Zoll- und 
Paßabfertigung zu gewährleisten. 

2. Die Luftfahrzeuge der beiden Vertragsstaaten sind 
berechtigt, die Luftfahrteinrichtungen auf den Flughäfen 
des anderen Vertragsstaates zu benutzen. 

Artikel 5 

Die Gebühren, die von jedem Vertragsstaat für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrich- 
tungen durch die Luftfahrzeuge des anderen Vertrags- 
staates erhoben werden, dürfen nicht höher sein als die, 
welche von einheimischen Luftfahrzeugen gleichen Musters 
bei ähnlicher Verwendung gezahlt werden. 

Artikel 6 

Die Vertragsstaaten gewähren für die Luftfahrzeuge, 
die von einem benannten Unternehmen des anderen Ver- 
trag sstaates im internationalen Luftverkehr verwendet 
werden, die folgenden Abgabenvergünstigungen; 

1. Die von den benannten Unternehmen des einen Ver- 
tragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Gebiet 
des anderen Vertragsstaates einfliegen, um von dort wieder 
auszufliegen, oder dieses Gebiet zu durchfliegen, sowie 
die Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, Ausrüstungs- 
gegenstände, Bordvorräte und sonstigen Materialien, 
die ausschließlich zum Betrieb der Luftfahrzeuge bestimmt 
sind und zusammen mit diesen Luftfahrzeugen eingeführt 
und wieder ausgeführt werden, sind unter den in der 
Zollgesetzgebung des anderen Vertragsstaates festgeleg- 
ten Bedingungen in dessen Gebiet von Zöllen xind 
sonstigen, bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren 
erhobenen Abgaben befreit. Dies gilt nicht für Gebühren, 
die eine Gegenleistung für geleistete Dienste darstellen. 

2. Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, Ausrüstungs- 
stücke und sonstige Materialien, die ausschließlich zum 
Betrieb der in Absatz 1 genannten Luftfahrzeuge eines 
der Vertragsstaaten bestimmt sind und in das Gebiet 
des anderen Vertragsstaates unter den in dessen Zoll- 
gesetzgebung festgelegten Bedingungen von dem Eigen- 
tümer oder Verfügungsberechtigten oder auf ihre Rech- 
nung vorübergehend abgabenfrei eingeführt werden, um 
in den genannten Luftfahrzeugen wieder ausgeführt zu 
werden, sind von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben befreit. 
Dies gilt nicht für Gebühren, die eine Gegenleistung für 
geleistete Dienste darstellen. 

3. Treibstoffe und Schmieröle, die von den Luftfahr- 
zeugen, welche von den benannten Unternehmen eines 
Vertragsstaates verwendet werden, im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates an Bord genommen und aus- 
geführt werden, bleiben unter den von der Zollgesetz- 
gebung des anderen Vertragsstaates festgesetzten Bedin- 


3. Les lois et reglements de chacune des deux Parties 
Contractantes relatifs ä l’etitree, au sejour ou la sortie de 
son territoire des passagers, des equipages, du courrier 
ou marchandises (tels que, par exemple, les reglements 
relatifs ä l'entree, ä la sortie, ä l'immigration, aux passe- 
ports, aux douanes, ä la quarantaine) s'appliqueront aux 
passagers, aux equipages, au courrier ou aux marchan- 
dises des aeronefs de l’autre Partie Contractante. 

Ar ti cl e 4 

1. L'entree des aeronefs d'une Partie Contractante sur 
le territoire de l'autre Partie Contractante ou la sortie de 
ce territoire ne devront s'effectuer que sur des aeroports 
douaiiiers. Dans des cas particuliers, les Autorites Aero- 
nautiques pourront permettre ces entrees et sorties sur 
d’autres aerodromes ä condition que les dispositions 
necessaires aient pu etre prises afin d'assurer les con- 
troles de douane et de police. 

2. Les aeronefs de chacune des Parties Contractantes 
auront le droit d’utiliser les installations aeronautiques 
sur les aerodromes de l’autre Partie Contractante. 

Article 5 

Les taxes ou autres droits fiscaux et redevances pergus 
par chaque Partie Contractante pour Lutilisation des 
aerodromes et autres installations aeronautiques par les 
aeronefs de l'autre Partie Contractante ne devront pas 
etre plus eleves que ceux payes par les aeronefs na- 
tionaux, de meme type employes ä des fins similaires. 

Article 6 

Les Parties Contractantes accordent aux aeronefs 
utilises en trafic international parles entreprises designees 
de l'autre Partie Contractante les facilites suivantes: 

1) Les aeronefs utilises par les entreprises designees 
de Tune des Parties Contractantes, Importes dans le ter- 
ritoire de l'autre Partie Contractante pour en ressortir ou 
le traverser, ainsi que les carburants, les huiles lubrifi- 
antes, les rechanges, Tequipement de bord, les provisions 
de bord et le materiel en general, exclusivement destines 
ä l'usage des aeronefs, Importes et reexportes avec ces 
aeronefs, seront exemptes sur ce dernier territoire, dans 
les conditions fixees par sa reglementafion douaniere, des 
droits de douane et autres droits et taxes pergus sur les 
marchandises ä l'entröe, ä la sortie et en transit, ä l'ex- 
ception toutefois des taxes qui representent le prix d'un 
Service rendu. 

2) Les carburants, les huiles lubrifiantes, les rechanges, 
les equipements de bord, et le materiel en general, ex- 
clusivement destines ä l'usage des aeronefs designes au 
paragraphe 1 de l’une des Parties Contractantes, importes 
temporairement en franchise dans les conditions fixees 
par la reglementation douaniere, sur le territoire de l'autre 
Partie Contractante, par le proprietaire ou Tutilisateur, 
ou pour leur corapte, en vue d'etre reexportes sur lesdits 
aeronefs, seront exemptes des droits de douane et autres 
droits et taxes preleves sur les marchandises ä l'entree, 
ä la sortie et en transit ä i'exception toutefois des taxes 
qui representent le prix d'un Service rendu 

3) Les carburants et huiles lubrifiantes, mis a bord des 
aeronefs uitlises par les entreprises designees d'une Partie 
Contractante sur le territoire de l'autre Partie Contrac- 
tante et reexportes, restent exemptes, dans les conditions 
fixees par la reglementation douaniere de cette derniere 
Partie Contractante, des droits de douane, impots de con- 
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gungen frei von Zöllen, Verbrauchsteuern und anderen 
nationalen Abgaben. Dies gilt nicht für Gebühren, die 
eine Gegenleistung für geleistete Dienste darstellen. 

4. Die in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehenen Frei- 
stellungen sollen auch gewährt werden, wenn die vor- 
genannten Waren an Bord von Luftfahrzeugen der 
benannten Unternehmen eines Vertragsstaates im Gebiet 
des anderen Vertragsstaates gebraucht oder während des 
Fluges verbraucht werden. Für die in Absatz 1 erwähn- 
ten Bordvorräte werden diese Freistellungen nur ge- 
währt, wenn die Luftfahrzeuge in allen Flughäfen, die 
sie berühren, unter der Überwachung der Zollbehörden 
bleiben. 

5. Ein Luftverkehr ist nicht mehr international, sobald 
ein Luftfahrzeug des einen Vertragsstaates in einem 
Flughafen des anderen Vertragsstaates einen Fluggast 
oder eine Ware zur Beförderung zu einem anderen Flug- 
hafen dieses Vertragsstaates aufgenommen hat. 

Artikel 7 

1. Die von dem einen Vertragsstaat ausgestellten oder 
anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, die Befähigungs- 
zeugnisse und Erlaubnisscheine der Besatzung eines 
Luftfahrzeuges werden vom anderen Vertragsstaat als 
gültig anerkannt, solange sie in Kraft sind. 

2. Jeder der beiden Vertragsstaaten behält sich das 
Recht vor, den Befähigungszeugnissen und Erlaubnis- 
scheinen, die seinen eigenen Staatsangehörigen vom 
anderen Vertragsstaat oder einem dritten Staat ausge- 
stellt sind, für Flüge über seinem eigenen Gebiet die 
Anerkennung zu verweigern. 

Artikel 8 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um alle 
erforderlichen Maßnahmen für eine enge Zusammenarbeit 
in allen die Anwendung und die Auslegung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten zu treffen. 

Artikel 9 

1. Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung dieses Abkommens zwischen 
den zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten kann 
jederzeit von jedem Vertragsstaat beantragt werden. Die 
Konsultation beginnt innerhalb von 60 Tagen nadi Ein- 
gang des Antrags. 

2. Vereinbarte Änderungen dieses Äbkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 24 dieses Abkommens vor- 
gesehenen Verfahren in Kraft. 

Artikel 10 

1. Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die 
Anwendung oder die Auslegung dieses Abkommens nicht 
nach Artikel 8 oder 9 zwischen den Luftfahrtbehörden 
oder zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten bei- 
gelegt werden kann, ist sie auf Antrag eines Vertrags- 
staates einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

2. Dieses Schiedsgericht setzt sidi aus drei Mitgliedern 
zusammen. Jede der beiden Regierungen benennt einen 
Schiedsrichter; diese beiden Schiedsrichter einigen sich 
über die Benennung eines Staatsangehörigen eines 
dritten Staates als Vorsitzenden. 

Wenn innerhalb eines Zeitraums von 2 Monaten von dem 
Tag an gerechnet, an dem eine der beiden Regierungen 
die schiedsgerichtliche Regelung einer Meinungsver- 
schiedenheit beantragt hat, die beiden Schiedsrichter nicht 
benannt sind oder wenn sich die Schiedsrichter innerhalb 


sommation et autres droits et taxes nationaux, ä l’ex- 
clusion des taxes qui representent le prix d'un Service 
rendu. 

4) Les exemptions prevues aux paragraphes 1 ä 3 ci- 
dessus seront egalement accordees si les produits precites 
sont utiiises ä bord des aeronefs des entreprises designees 
de l'une des Parties Contractantes, ou consommees en 
vol, sur le territoire de l'autre Partie. Pour les provisions 
de bord visees au paragraphe 1 cette exemption n'est ac- 
cordee que si les aeronefs demeurent sous la surveillance 
des autorites douanieres sur tous les aeroports qii'ils 
emprimtent. 

5) II est convenu que le trafic cesse d’etre considere 
comme international des qu’un aeronef d'une Partie Con- 
tractante a Charge, sur un aeroport d'une autre Partie 
Contractante un passager ou une marchandise ä desti- 
nation d’un autre aeroport de la meme Partie Contrac- 
tante, 

Article 7 

1. Les certificats de navigabilite, les brevets d'aptitude 
et les licences de Tequipage d'un aeronef, delivres ou 
valides par l’une des Parties Contractantes, seront recon- 
nus valables par l'autre Partie Contractante durant la 
Periode oü ils sont en vigueur. 

2. Chaciine des deux Parties Contractantes se reserve 
le droit de ne pas reconnaitre valables, pour la circulation 
au-dessus de son propre territoire, les brevets d'aptitude 
et licences delivres ä ses propres ressortissants par l'autre 
Partie Contractante ou par un Etat tiers. 


Article 8 

Des echanges de vue entre les Autorites Aeronautiques 
des Parties Contractantes auront lieu periodiquement afin 
de prendre les mesures necessaires a une etroite Co- 
operation sur toutes les questions ayant trait ä l'appli- 
cation et ä l’interpretation du present Accord. 

Article 9 

1. Chaque Partie Contractante pourra ä tout moment 
demander une consultation entre les Autorites com- 
petentes des deux Parties Contractantes pour la discus- 
sion de l'interpretation, de Tapplication ou de la modifi- 
cation du present Accord. Cette consultation commencera 
dans les 60 Jours ä compter du jour de reception de la 
demande. 

2. Les modifications qu'il aurait ete decide d’apporter 
ä cet Accord entreraient en vigueur conformement ä la 
procedure prevue ä l'article 24 ci-apres. 

Article 10 

1. Au cas oü un differend relatif ä l'interpretation ou 
ä Tapplication du present Accord ne pourrait pas etre 
regle conformement aux Articles 8 et 9, soit entre les 
Autorites Aeronautiques, soit entre les Gouvernements 
des Parties Contractantes, il sera soumis sur demande 
d'une des Parties Contractantes, ä un tribunal arbital. 

2. Ce tribunal arbitral sera compose de trois membres. 
Chacun des deux Gouvernements designera un abitre; ces 
deux arbitres se mettront d'accord sur la designation d’un 
ressortissant d'un Etat tiers comme President. 

Si dans un delai de deux mois ä dater du jour oü Tun 
des deux Gouvernements a propose le regiement arbitral 
du litige, les deux arbitres n'ont pas ete designes, ou si 
dans le cours du mois suivant les arbitres ne se sont pas 
mis d'accord sur la designation d’un President, chaque 
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eines weiteren Monats nicht auf die Benennung des Vor- 
sitzenden einigen, so kann jeder Vertragsstaat den Prä- 
sidenten des Internationalen Gerichtshofs um die Ernen- 
nungen ersuchen. 

3. Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht gelingt, 
mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten nichts 
anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrensgrund- 
sätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 

4. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vor- 
läufigen Maßnahmen, die im Verlauf des Verfahrens 
etwa angeordnet werden und dem Schiedsspruch, der in 
jedem Falle als endgültig anzusehen ist, nachzukommen. 

5. Kommt einer der Vertragsstaaten den Entschei- 
dungen der Schiedsrichter nicht nach, kann der andere 
Vertragsstaat für die Dauer der Unterlassung die Rechte 
oder Vorrechte, die er dem in Verzug befindlichen Ver- 
tragsstaat auf Grund dieses Abkommens gewährt hat, 
einschränken, aussetzen oder widerrufen. Jeder Vertrags- 
staat trägt die Vergütung für die Tätigkeit seines Schieds- 
richters sowie die Hälfte der Vergütung des benannten 
Vorsitzenden. 

Artikel 11 

Wenn ein allgemeines mehrseitiges Abkommen, dem 
beide Vertragsstaaten beigetreten sind, in Kraft tritt, so 
gehen dem vorliegenden Abkommen entgegenstehende 
Bestimmungen des mehrseitigen Luftverkehrsabkommens 
vor. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen des Teils I dieses Abkommens 
finden auf die in den Teilen II und III dieses Abkommens 
geregelten Flüge Anwendung. 

Teil II 

Vereinbarter Fluglinienverkehr 

Artikel 13 

1. Zum Betrieb des Fluglinien Verkehrs auf den nach 
Absatz 2 festgelegten Linien sollen die von jedem der 
Vertragsstaaten benannten Unternehmen berechtigt sein 

a) das Gebiet des anderen Vertragsstaates ohne 
Landung zu überfliegen, 

b) in dem genannten Gebiet Landungen zu nicht- 
gewerblidien Zwecken durchzuführen, 

c) an den Punkten, die bei den nach Absatz 2 fest- 
gelegten Linien genannt sind, Landungen zum 
Absetzen und zur Aufnahme von Fluggästen, Post 
oder Fracht im internationalen Verkehr durch- 
zuführen. 

2. Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsstaaten zu betreiben berechtigt sind, wer- 
den in einem Fluglinienplan festgelegt, der in einem 
diplomatischen Notenaustausch zu vereinbaren ist. 

3. Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie in einem diplomatischen Notenaustausch ent- 
sprechend Absatz 2 vereinbart sind. 

Artikel 14 

1. Mit dem Betrieb des Fluglinienverkehrs auf den nach 
Artikel 13 Absatz 2 dieses Abkommens festgelegten 
Linien kann auf Wunsch des Vertragsstaates, dem diese 
Rechte gewährt sind, sofort oder später begonnen werden, 
vorausgesetzt, daß 


Partie Contractante pourra demander au President de la 
Cour Internationale de Justice de proceder aux designa- 
tions necessaires. 

3. Le tribunal arbitral decide, s'il ne parvient pas ä 
regier le differend ä l’amiable, ä la majorite des voix. 
Pour autant que les Parties Contractantes ne conviennent 
rien de contraire, il etablit lui-meme ses principes de 
procedure et determine son siege. 

4. Les Parties Contractantes s’engagent ä se conformer 
aux mesures provisoires qui pourront etre edictees au 
cours de l'instance ainsi qu'ä la decision arbitrale, cette 
derniere etant dans tous les cas consideree comme defini- 
tive. 

5. Si i’une des Parties Contractantes ne se conforme 
pas aux decisions des arbitres, l’autre Partie Contractante 
pourra, aussi longtemps que durera ce manquement, 
limiter, suspendre, ou revoquer les droits ou Privileges 
qu'elle avait accordes en vertu du present Accord ä la 
Partie Contractante en defaut. Chaque Partie Contrac- 
tante supportera la remuneration de l'activite de son 
arbitre et la moitie de la remuneration du President 
designe. 

Article 11 

Si une Convention generale multilaterale, ä laquelle 
les deux Parties Contractantes ont adhere, entre en vi- 
gueur, les dispositions de la Convention multilaterale qui 
seraient en contradiction avec le present Accord 
prevaudront. 

Article 12 

Les dispositions du Titre I du present Accord sont 
applicables aux vols regis par les Titres II et III. 

Titre II 

Services aeriens agrees 

Article 13 

1. Pour l'exploitation des Services sur les routes 
prevues au paragraphe 2 du present article, lesentreprises 
designees par chacune des Parties Contractantes jouiront 
du droit; 

a) de survoler le territoire de l'auLre Partie Con- 
tractante Sans y atterir; 

b) de faire escale sur ledit territoire pour des 
raisons non commerciales; 

c) d'y faire escale aux points figurant sur les routes 
prevues au paragraphe 2 du present article pour 
debarquer et embarquer, en trafic international, 
des passagers, des marchandises et du courrier. 

2. Les Services que les entreprises designees des deux 
Parties Contractantes sont autorisees ä exploiter sont 
enumeres dans un tableau de routes qui devra etre agree 
et inclus dans un echange de notes diplomatiques. 

3. Si des modifications au tableau de routes sont con- 
venues, eiles entreront en vigueur des qu'elles auront ete 
agreees dans un echange de notes diplomatiques confor- 
mement au paragraphe 2. 

Article 14 

1. Chacun des Services sur les routes prevues au 
paragraphe 2 de l’article 13 du present Accord peut ötre 
mis en exploitation immediatement ou ä une date 
ulterieure au gre de la Partie Contractante ä qui ces 
droits ont ete concedes, sous reserve que: 
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a) der Vertragsstaat, dem die Rechte gewährt wor- 
den sind, das Unternehmen schriftlich benannt 
hat, welches die einzelnen Linien betreiben wird, 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
betreffenden Unternehmen die Genehmigung 
erteilt hat, den betreffenden Linienverkehr zu 
eröffnen. 

2. Der Vertragsstaat, dem das Unternehmen benannt 
ist, wird vorbehaltlich der Bestimmung in Absatz 3 und 4 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb der vor- 
gesehenen Linien erteilen. 

3. Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, von den 
benannten Unternehmen des anderen Vertragsstaates den 
Nachweis erbringen zu lassen, daß dieses Unternehmen 
in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
durch die Gesetze und Verordnungen des erstgenannten 
Staates für die Durchführung des internationalen Luft- 
verkehrs vorgeschrieben sind. 

4. Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, einem 
von dem anderen Vertragsstaat benannten Unternehmen 
die Ausübung der in Artikel 13 Absatz 1 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, daß ein 
wesentlicher Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften des anderen Vertragsstaates oder diesem 
selbst zusteht. 

Artikel 15 

1. Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 14 
Absatz 2 erteilte Genehmigvmg widerrufen, wenn das 
benannte Unternehmen sich nicht an die Gesetze und 
Vorschriften des anderen Vertragsstaates oder die Bestim- 
mungen dieses Abkommens hält oder wenn es die daraus 
entspringenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche 
gilt, wenn der Nachweis nach Artikel 14 Absatz 4 nicht 
erbracht wird. 

2. Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, die 
Ausübung der in Artikel 13 benannten Rechte durch ein 
vom anderen Vertragsstaat benanntes Unternehmen aus- 
zusetzen oder für die Ausübung dieser Rechte ihm erfor- 
derlich erscheinende Bedingungen aufzuerlegen, wenn das 
Unternehmen sich nicht an die Gesetze und Vorschriften 
des Vertragsstaates, der die Rechte gewährt hat, oder 
an die in diesem Abkommen vorgeschriebenen Bedingun- 
gen hält. Dieses Recht soll erst nach Konsultation zwischen 
den Vertragsstaaten nach Artikel 9 ausgeübt werden. 

3. Jeder Vertragsstaat hat das Recht, durch schriftliche 
Mitteilung an den anderen Vertragsstaat ein benanntes 
Unternehmen durch ein anderes Unternehmen zu ersetzen. 
Das als Ersatz benannte neue Unternehmen genießt die- 
selben Rechte und unterliegt denselben Verpflichtungen 
wie das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 16 

1. Den von den beiden Vertragsstaaten benannten 
Unternehmen wird gerechte und billige Behandlung 
zugesichert, um gleiche Betriebsmöglichkeiten auf den 
nach Artikel 13 Absatz 2 dieses Abkommens festgelegten 
Linien zu gewährleisten. 

2. Die von beiden Vertragsstaaten benannten Unter- 
nehmen sollen auf den gemeinsam betriebenen Linien 
auf ihre gegenseitigen Interessen Rücksicht nehmen, da- 
mit nicht ihr beiderseitiger Fluglinienverkehr ungebühr- 
lich beeinträchtigt wird. 

3. Für den Betrieb der nach Artikel 13 Absatz 2 dieses 
Abkommens festgelegten Linien des Nachbarlinienver- 
kehrs gilt folgendes: 


a) la Partie Contractante ä qui les droits ont ete 
accordes ait designe par ecrit l’entreprise qui 
exploitera des Services; 

b) la Partie Contractante qui accorde les droits ait 
autorise cette entreprise ä ouvrir les Services en 
question. 

2. La Partie Contractante ä laquelle l’entreprise est 
designee donnera Sans retard l'autorisation pour l'ex- 
ploitation des Services prevus, sous reserve des disposi- 
tions des paragraphes 3 et 4. 

3. Chaque Partie Contractante aura le roit d'exiger de 
l'entreprise designee par l’autre Partie Contractante la 
preuve que cette entreprise se trouve en mesure de 
satisfaire aux exigences prescrites par les lois et regle- 
ments appliques par la premiere Partie Contractante en 
matiere de trafic aerien international. 

4. Chaque Partie Contractante se reserve la faculte de 
refuser ä une entreprise designee par Lautre Partie Con- 
tractante l'exercice des droits accordes en vertu du 
paragraphe 1 de l’Article 13 lorsque cette entreprise n’est 
pas en mesure de fournir sur demande la preuve qu’une 
part importante de la propriete et le contröle effectif de 
cette entreprise sont entre les mains de personnes ou 
de compagnies ressortissantes de Lautre Partie Contrac- 
tante ou de cette derniere elle-meme. 

Article 15 

1. Chaque Partie Contractante pourra revoquer l'auto- 
risation accordee en vertu du paragraphe 2 de LArticle 14 
lorsque l'entreprise designee ne se conformera pas aux 
lois et reglements de Lautre Partie Contractante ou aux 
dispositions du present Accord ou bien lorsqu'elle ne 
remplira pas les obligations qui en decoulent. II en sera 
de meme lorsque la preuve prevue au paragraphe 4 de 
Larticle precedent n'aura pas ete apportee 

2. Chaque Partie Contractante se reserve le droit de 
suspendre l'exercice, par une entreprise designee de 
Lautre Partie Contractante, des droits vises ä LArticle 13 
ci-dessus ou d'imposer ä l'exercice de ces droits telles 
conditions qui lui paraitraient necessaire, dans les cas 
ou l'entreprise ne se conformerait pas aux lois et regle- 
ments de la Partie Contractante qui a octroye ces droits 
ou aux conditions prescrites dans le present Accord. Ce 
droit sera exerce seulement apres consultation des 
Parties Contractantes dans les conditions prevues a 
LArticle9. 

3. Chaque Partie Contractante aura le droit de rem- 
placer par notification ecrite adressee ä Lautre Partie 
Contractante une entreprise designee par une autre. La 
nouvelle entreprise designee en remplacement de la 
premiere jouira des memes droits et aura les memes 
obligations que l'entreprise ä laquelle eile aura ete substi- 
tuee. 

Article 16 

1. Les entreprises designees par chacune des deux Par- 
ties Contractantes doivent etre assurees d'un traitement 
juste et equitable ahn de beneficier de possibilites egales 
pour Lexploitation des Services sur les routes prevues au 
paragraphe 2 de LArticle 13 du present Accord. 

2. Les entreprises designees par les deux Parties Con- 
tractantes devront prendre en consideration sur les par- 
cours communs leurs interets mutuels ahn de ne pas 
affecter indüment leurs Services respectifs. 

3. Pour Lexploitation des Services de voisinage figurant 
au Lableau de routes prevu au paragraphe 2 de LArticle 13 
du present Accord: 
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a) das gesamte auf jeder Linie zur Verfügung ge- 
stellte Beförderungsangebot wird dem voraus- 
sehbaren Bedarf angepaßt. Um dem Bedarf eines 
unvorhergesehenen oder zeitweiligen Verkehrs 
auf diesen Linien zu genügen, sollen sich die be- 
nannten Unternehmen untereinander über die 
geeigneten Maßnahmen verständigen, um dieser 
zeitweiligen Verstärkung des Verkehrs zu ent- 
sprechen. Sie haben hierüber unverzüglich ihre 
Luftfahrtbehörden zu verständigen; 

b) das Beförderungsangebot zu Buchstabe a soll so 
gleichmäßig wie möglich zwischen den benannten 
deutschen und französischen Unternehmen, welche 
Dienste auf den gleichen Linien betreiben, auf- 
geteilt werden; 

cl falls die Luftfahrtbehörden eines der Vertrags- 
staaten auf einer oder mehreren Linien ganz oder 
teilweise darauf verzichten, das ihnen zugestan- 
dene Beförderungsangebot auszunutzen, werden 
sie sich mit den Luftfahrtbehörden des anderen 
Vertragsstaates ins Einvernehmen setzen, um 
diesen für eine bestimmte Zeit die gesamte oder 
einen Teil der Beförderungskapazität, über die 
sie innerhalb der vorgesehenen Begrenzung ver- 
fügen, zu übertragen. Die Behörden, die ihre 
Rechte ganz oder teilweise übertragen haben, 
können diese jederzeit wieder zurücknehmen; 
dl die von den beiden Vertragsstaaten benannten 
Unternehmen, welche den Fluglinienverkehr auf 
den gleichen Linien betreiben, sollen sich über 
die Bedingungen ins Einvernehmen setzen, unter 
denen die Linien betrieben werden sollen. Dieses 
Einvernehmen, bei dem das von jedem Unter- 
nehmen zu stellende Beförderungsangebot zu 
berücksichtigen ist, soll die Häufigkeit des Dien- 
stes, die Aufteilung der Flugpläne und ganz all- 
gemein die technischen und wirtschaftlichen 
Bedingungen des Betriebs festlegen; 
e) die zwischen den benannten Unternehmen erzielte 
Vereinbarung und jede Änderung dieser Ver- 
einbarung bedürfen der Zustimmung der Luft- 
fahrtbehörden der beiden Vertragsstaaten. 

4. Soweit es sich bei dem Betrieb auf den nach Artikel 13 
\bsatz 2 festgelegten Linien um den übrigen Linienver- 
kehr handelt, soll in diesem Verkehr in erster Linie ein 
Beförderungsangebot zur Verfügung gestellt werden, das 
dem normalerweise voraussehbaren Bedarf des inter- 
nationalen Luftverkehrs von oder nach dem Vertragsstaat, 
welcher das den Fluglinienverkehr betreibende Unter- 
nehmen benannt hat, entspricht. Ergänzend können die 
von dem einen Vertragsstaat benannten Unternehmen in 
den Grenzen dieses Beförderungsangebots die Verkehrs- 
bedürfnisse zwischen den auf den festgelegten Linien 
liegenden Gebieten der dritten Staaten und dem Gebiet 
des anderen Vertragsstaates befriedigen. 

Die Ausübung dieser Verkehrsrechte soll zwischen den 
benannten Unternehmen der Vertragsstaaten, die den Flug- 
linienverkehr auf den gleichen Linien betreiben, verein- 
bart werden. 

Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsstaaten 

Ein zusätzliches Beförderungsangebot kann zur Ver- 
fügung gestellt werden, wenn es die Verkehrsbedürfnisse 
der Länder, durch welche die Linie führt, rechtfertigen. 

Artikel 17 

Die Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten werden sich 
gegenseitig auf Anforderung alle statistischen oder son- 
stigen erforderlichen Unterlagen zum Zwecke der Nach- 


La capacite totale inise en oeuvre sur chacune 
des routes sera adaptee aux besoins qu’il est 
raisonnable de prevoir. Pour repondre aux 
exigences d'un trafic imprevu ou momentane sur 
ces memes routes les entreprises designees 
devront decider entre elles des mesures ap- 
propriees pour satisfaire ä cette augmentation 
temporaire du trafic. Elles auront a en rendre 
compte immediatement ä leurs Autorites Aero- 
nautiques respectives. 

b) La capacite visee ä l'alinea a] ci-dessus sera 
repartie autant que possible egalement entre les 
entreprises designees allemandes et frangaises 
exploitant des Services sur les memes routes; 

c) Au cas oü les Autorites Aeronautiques de l'une 
des Parties Contractantes renonceraient ä utiliser, 
sur une ou plusieurs routes, soit une fraction soit 
la totalite de la capacite de transport qui leur a 
eteconcedee, elles s’entendront avec les Autorites 
Aeronautiques de l'autre Partie en vue de trans- 
ferer ä celle-ci pour un temps determine la tota- 
lite ou une fraction de la capacite de transport 
dont elles disposent dans la limite prevue. Les 
Autorites qui auront transfere tout ou partie de 
leurs droits pourront ä tout moment les reprendre. 

d) Les entreprises designees par les deux Parties 
qui exploiteraient des Services aeriens sur les 
memes lignes s'entendront sur les conditions dans 
lesquelles lesdits Services seront exploites. Cette 
entente, tenant compte des capacites a mettre en 
Oeuvre par chacune des entreprises, determinera 
la frequence des Services, la repartition des 
horaires et, en general, les conditions techniques 
et economicpaes de Texploitation, 


e) L'entente realisee entre les entreprises designees 
et toute modification qui y sera apportee doivent 
etre approuvees par les Autorites Aeronautiques 
des deux Parties. 

4. En ce qui concerne l'exploitation des autres Services 
prevue au paragraphe 2 de TArticle 13 du present Accord 
Tobjectif primordial devra etre la mise en oeuvre dune 
capacite correspondant aux besoins normalement pre- 
visibles de trafic aerien international en provenance ou 
ä destination de la Partie Contractante qui a designe 
l'entreprise exploitant lesdits Services. A titre comple- 
mentaire les entreprises designees par l'une des Parties 
Contractantes pourront satisfaire, dans les limites de cette 
capacite aux besoins de trafic entre les territoires des 
Etats tiers situes sur les routes prevues et le territoire de 
l'autre Partie Contractante 

L'exercice de ces droits de travic devra faire l'objet dune 
entente entre les entreprises designees des Parties Con- 
tractantes exploitant des Services sur les memes routes. 

Cette entente devra etre approuvee preablement par les 
Autorites Aeronautiques des deux Parties Contractantes. 

Une capacite additionnelle poura etre mise en oeuvre 
chaque fois que le justifieront les besoins de trafic des 
pays desservis par la route. 

Article 17 

Les Autorites Aeronautiques des Parties Contractantes 
se communiqueront mutuellement sur demande tout docu- 
ment statistique ou autre necessaire pour suivre l'exploi- 
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Prüfung des von den benannten Unternehmen auf den 
nach Artikel 13 Absatz 2 festgelegten Linien betriebenen 
Verkehrs zuleiten. 

Artikel 18 

1. Die Festsetzung der Tarife soll zu angemessenen 
Sätzen erfolgen unter Berücksichtigung insbesondere der 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes, eines normalen Gewinns, 
der von den übrigen Unternehmen für die gleiche oder 
einen Teil der gleichen Linie verwendeten Tarife und der 
besonderen Gegebenheiten des jeweiligen Dienstes, wie 
z. B. der Geschwindigkeit und des Komforts. 

2. Die Tarife, die bei dem Betrieb der nach Artikel 13 
Absatz 2 festgelegten Linien anzuwenden sind, werden 
soweit wie möglich durch Vereinbarung zwischen den 
benannten Unternehmen festgesetzt. 

Die Unternehmen werden dabei wie folgt verfahren: 

a) durch Anwendung der etwaigen im Tarif- 
festsetzungsverfahren des Internationalen Luft- 
verkehrs-Verband (lATA) angenommenen Be- 
schlüsse, 

b) oder durch unmittelbare Vereinbarung, gegebe- 
nenfalls nach Befragung der Luftverkehrsunter- 
nehmen dritter Länder, welche die gleichen Linien 
ganz oder teilweise betreiben. 

3. Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sind den 
Luftfahrtbehörden eines jeden Vertragsstaates mindestens 
dreißig (30) Tage vor dem in Aussicht genommenen Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens zur Billigung vorzulegen. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, 
wenn die bezeichneten Behörden damit einverstanden 
sind. 

4. Kommt zwischen den benannten Unternehmen über 
die Festsetzung eines Tarifs eine Einigung nach Absatz 2 
nicht zustande oder erklärt sich ein Vertragsstaat mit dem 
ihm nach Absatz 3 vorgelegten Tarif nicht einverstanden, 
so werden die Luffahrtbehörden der beiden Vertrags- 
staaten sich bemühen, zu einer befriedigenden Regelung 
zu gelangen. 


Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nicht zustande, so 
findet Artikel 10 Anwendung. Solange der Schiedsspruch 
nicht ergangen ist, soll der Vertragsstaat, der sich nicht 
einverstanden erklärt hat, das Recht haben, vom anderen 
Vertragsstaat die Aufrechterhaltung der vorher in Kraft 
befindlichen Tarife zu verlangen. 

Artikel 19 

Die benannten Unternehmen teilen den Luftfahrtbehör- 
den beider Vertragsstaaten spätestens zwei Wochen vor 
Beginn einer Betriebsperiode auf den nach Artikel 13 
Absatz 2 festgelegten Linien die Art des Betriebes, die 
vorgesehenen Flugzeugtypen, die Flugpläne sowie die 
Dauer der Betriebsperiode mit. Das gleiche gilt für spätere 
Änderungen. 

Teil III 

Nichtplanmäßiger gewerblicher Luftverkehr 

Artikel 20 

Unternehmen der beiden Vertragsstaaten sollen be- 
rechtigt sein, im nichtplanmäßigen gewerblichen Luft- 
verkehr 


tation des Services sur les routes prevues au paragraphe 2 
de l’Article 13 du present Accorci. 

Articl e 18 

1. La fixation des tarifs devra etre faite ä des taux 
raisonnables, compte tenu notamment de l’economie de 
l'exploitation, d'un benefice normal, des tarifs appliques 
par les autres entreprises qui exploiteraient tout ou partie 
des memes routes et des caracteristiques particulieres 
presentees par chaque Service telles que les conditions 
de vitesse et de confort. 

3. La fixation des tarifs ä appliquer pour l'exploitation 
des Services sur les routes prevues au paragraphe 2 de 
l'Article 13 du present Accord sera faite dans la mesure 
du possible par accord entre les entreprises designees 

Ces entreprises procederont; 

a) soit en appliquant les resolutions qui auront pu 
etre adoptees par la procedure de fixation des 
tarifs de l'Association du Transport Aerien Inter- 
national (I. A. T. A.). 

b) soit par entente directe, apres consultation, s’il 
y a lieu, des entreprises de transport aerien de 
pays tiers qui exploiteraient tout ou partie des 
memes parcours. 

3. Les tarifs ainsi fixes devront etre soumis ä l’ap- 
probation des Autorites Aeronautiques de chaque Partie 
Contractante au minimum trente (30) jours avant la dato 
prevue pour leur entree en vigueur, ce delai pouvant etre 
reduit dans des cas speciaux, sous reserve de l'accord 
de ces Autorites. 


4. Si les entreprises de transport aerien ne parvenaient 
pas ä convenir de la fixation d'un tarif conformement aux 
dispositions du paragraphe 2) ci-dessus ou si l'une des 
Parties Contractantes faisait connaitre son desaccord sur 
le tarif qui lui a ete soumis conformement aux dispositions 
du paragraphe 3) precedent, les Autorites Aeronautiques 
des deux Parties Contractantes s’efforceraient d'aboutir a 
un regiement satisfaisant, 

Si les Autorites Aeronautiques des deux Parties Contrac- 
tantes ne parviennent pas ä une entente il y aura lieu 
d’appliquer l’Article 10 du present Accord. Tant que la 
sentence arbitrale n’aura pas ete rendue, la Partie Con- 
tractante, qui aura fait connaitre son desaccord, aura le 
droit d’exiger de l'autre Partie Contractante le maintien 
des tarifs prealablement en vigueur. 

Article 19 

Les entreprises designees communiqueront aux Auto- 
rites Aeronautiques des deux Parties Contractantes, au 
moins deux semaines avant le debut d'une periode 
d'exploitation sur les routes prevues au paragraphe 2 de 
l’Article 13 du present Accord la nature de l'exploitation, 
les types d'appareils prevus, les horaires, ainsi que la 
duree de la periode d’exploitation. II en sera de meme 
pour des modifications ulterieures. 

Titre III 

Transports aeriens commerciaux non reguliers 

Article 20 

Les entreprises des deux Parties Contractantes devront 
jouir du droit d’effectuer, en trafic aerien commercial non 
regulier. 
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a) Flüge ohne Landung über dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates, 

b) Flüge mit Landungen zu nichtgewerblidien Zwecken 
in dem Gebiet des anderen Vertragsstaates durchzu- 
führen. 

Der überflogene Staat ist berechtigt, aus triftigen Grün- 
den eine Landung in seinem Gebiet zu verlangen. 

Artikel 21 

1. Jeder Vertragsstaat wird dem anderen Vertragsstaat 
schriftlich Unternehmen benennen, die berechtigt sein 
sollen, internationalen nichtplanmäßigen gewerblichen 
Luftverkehr in das Gebiet des anderen Vertragsstaates zu 
betreiben. Jeder Vertragsstaat erklärt sich bereit, auf 
begründeten Antrag des anderen Vertragsstaates die Be- 
nennung eines Unternehmens zurückzuziehen. 

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Absatzes 3 
wird jeder Vertragsstaat nach einfacher Anmeldung durch 
die benannten Unternehmen Genehmigung zu nichtplan- 
mäßigem gewerblichen Luftverkehr in sein Gebiet erteilen. 

3. Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, der- 
artige Genehmigungen nicht zu erteilen, wenn er der Auf- 
fassung ist, daß der nach der Anmeldung beabsichtigte 
Verkehr den Interessen des Luftverkehrs seines Landes, 
insbesondere seines planmäßigen Verkehrs, abträglich ist, 

4. Die vorgesehene Anmeldung muß spätestens 48 Stun- 
den vor der beabsichtigten Durchführung des Verkehrs 
eintreffen. Jede Anmeldung, die von seiten der beteiligten 
Behörden nicht vor Ablauf der vorgenannten Frist ab- 
geiehnt worden ist, gilt als Genehmigung. Artikel 14 
Absatz 3 und 4 und Artikel 15 Absatz 1 gelten für den 
gesamten, in diesem Teil vorgesehenen Verkehr. 


Artikel 22 

1. Für folgenden nichtplanmäßigen gewerblichen Luft- 
verkehr der benannten Unternehmen gilt die Anmeldung 
als Genehmigung: 

a) Flüge zur Hilfeleistung in Notfällen oder zur Er- 
füllung humanitärer Aufgaben ohne Einhaltung 
der Anmeldungsfrist nach Artikel 21 Absatz 4, 

b) Taxiflüge, mit einem Fassungsvermögen von nicht 
mehr als 4 Fluggästen, 

c) Flüge, die ausgeführt werden auf Rechnung einer 
Einzelperson, die den gesamten Laderaum des 
Luftfahrzeugs für ihren eigenen Gebrauch nutzt 
oder eines gewerblichen oder nichtgewerblichen 
Unternehmens, das den gesamten Laderaum des 
Luftfahrzeugs zur Beförderung seines Personals 
oder seiner Fracht nutzt, vorausgesetzt, daß in 
keinem Fall Laderaum weitervermietet wird, 

d) Flüge, die ausschließlich zur Beförderung von 
Fracht bestimmt sind. 

2. Die unter Buchstaben b, c und d genannten Flüge 
dürfen nicht eine systematische Reihe bilden, ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der Unternehmen, welche die 
Flüge durchführen. 

3. Die Durchführung der unter Absatz 1 Buchstaben b, 
c und d aufgeführten Flüge kann widerrufen oder unter- 
sagt werden, wenn die Voraussetzungen des Artikels 21 
Absatz 3 vorliegen. 


a) des vols au-dessus du territoire de l'autre Partie 
Contractante, sans y atterrir, 

b) des vols avec atterrissage ä des fins non com- 
merciales sur le territoire de l'autre Partie Con- 
tractante. 

L'Etat survole aura le droit, pour des raisons valables, de 
demander un atterrissage sur son territoire. 

Article 21 

1. Chaque Partie Contractante designera par ecrit ä 
l'autre Partie Contractante les entreprises susceptibles 
deffectuer des transports aeriens commerciaux inter- 
nationaux non reguliers ä destination du territoire de 
l'autre Partie Contractante. Chaque Partie Contractante 
se declare prete ä retirer, sur demande justifiee de l'autre 
Partie Contractante, la designation d'une entreprise. 

2. Sus reserve desdispositions du paragraphe3 ci-apres 
chaque Partie Contractante accordera sur simple noti- 
fication adressee par les entreprises designees l'autori- 
sation d'effectuer des transports aeriens commerciaux non 
reguliers a destination de son territoire. 

3. Chaque Partie Contractante se reserve le droit de 
ne pas accorder de telles autorisations si eile estime que 
les transports prevus dans la notification sont de nature 
ä porter prejudice aux interets du trahc aerien de son 
pays, notamment ä ceux de ses Services reguliers. 

4. La notification prevue devra parvenir au plus tard 
48 heures avant l’execution envisagee du transport. Toute 
notification qui n'aura pas entraine un refus de la part 
des Autorites interessees avant l’expiration du delai 
ci-dessus sera consideree comme valant autorisation. Les 
paragraphes 3 et 4 de l'Article 14 et le paragraphe 1 de 
l'Article 15 ci-dessus sont applicables ä l'ensemble des 
transports prevus dans le present titre. 


Article 22 

1. Pour les transports aeriens commerciaux non regu- 
liers suivants, effectues par les entreprises designees, la 
notification de vol vaudra autorisation: 

a) vols effectues pour repondre ä des conditions 
d'urgence ou dans des buts humanitaires sans 
Observation du delai de notification prevu ä 
l'Article 21 paragraphe 4; 

b) vols de taxis aeriens d'une capacite n'excedant 
pas quatre places de passagers; 

c) vols d'affretement effectues pour le compte d'une 
personne qui utilise la totalit^ de la capacite de 
l’aeronef pour son usage personnel ou pour le 
compte d'un groupement, commercial ou non, qui 
utilise pour le transport de son personnel ou de 
marchandises la totalit^ de la capacite de l'aero- 
nef, ä condition que, dans Tun ou l'autre cas, 
aucune partie de cette capacite ne soit cedee ä 
un tiers; 

d) vols destines exclusivement aux transports de 
marchandises. 

2. Les transports mentionnes aux alineas b), c) et d) 
ci-dessus ne devront pas revetir le caractere d'une Serie 
systematique de vols, quel que soit le nombre d'entre- 
prises en cause 

3. L'execution des transports prevus aux alineas b), c) 
et d) du paragraphe ci-dessus pourra etre interdite ou 
r^voquee lorsque les conditions prevues au paragraphe 3 
de l'Article 21 se rencontreront. 
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Teil IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 23 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit 
kündigen. Das Abkommen tritt 12 Monate nach dem Tag, 
an dem die Kündigung des anderen Vertragsstaates ein- 
gegangen ist, außer Kraft, es sei denn, daß auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen den Vertragsstaaten die 
Kündigung vor Ablauf dieser Frist rückgängig gemacht 
worden ist. 

Artikel 24 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Zeit- 
punkt in Kraft, in dem sich die Vertragsstaaten gegen- 
seitig mitgeteilt haben, daß die für sie geltenden ver- 
fassungsmäßigen Voraussetzungen erfüllt sind. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommens unterzeichnet 

GESCHEHEN zu Paris am 4. Oktober 1955 in doppelter 
Urschrift in deutscher und französischer Sprache, wobei 
der Wortlaut beider Sprachen gleichermaßen verbindlich 
ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutsdiland 
gezeichnet; 

V. Maltzan 
K. Knipfer 

Für die 

Französische Republik 
gezeichnet: 

Ma s s i gli 
R. Lemaire 


Titre IV 

Dispositions finales 

Article 23 

Chaque Partie Contractante pourra, ä tout moment, 
denoncer le present Accord. L'Accord cessera d'etre en 
vigueur douze mois apres la date de reception de ia noti- 
fication de denonciation par i’autre Partie Contractante, 
ä moins que les deux Parties Contractantes ne convien- 
nent que la notification de denonciation soit retiree avant 
l'expiratiön de ce delai. 

Article 24 

Le present Accord entrera en vigueur un mois apres 
la date ä laquelle les deux Parties Contractantes se seront 
mutueilement notifie l'accomplissement des formalites 
constitutionnelles qui leur sont propres. 


EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires des deux Par 
ties ont signe le present Accord. 

FAIT ä Paris le 4 octobre 1955, en double exemplaire, 
dans les langues frangaise et allemande, les deux textes 
faisant egalement foi. 

Pour la 

Republique Frangaise 
signe: 

Massigli 
R. Lemaire 

Pour la 

Republique Federal d’Allemagne 
signe: 

V. Maltzan 
K. Knipfer 


Bundesdruckerei Bonn 7113 4. 56 



